
Partizipation im Wandel

N G | F H   1 0 | 2 015 1 9

ßeren Herausforderungen verbunden, als
wenn bereits eine Wahlpflicht existiert.
Dabei geht es gar nicht so sehr um den
Aspekt der Pflicht oder des Zwangs. Dass
Zwang ein Wesensmerkmal des Politi-
schen ist und gerade das Verhältnis zwi-
schen dem Staat auf der einen Seite und
den Bürger/innen auf der anderen Seite
prägt, wissen wir alle als Steuerzahler/in-
nen oder Verkehrsteilnehmer/innen nur
allzu gut.

Das Problem besteht vielmehr darin,
dass die Einführung einer Wahlpflicht – al-
ler damit verbundenen positiven Konse-
quenzen zum Trotz – durch Parteien und
Politiker/innen letztlich ein Eingeständnis
ihres Scheiterns wäre – oder zumindest so
dargestellt würde: »Ihr schafft es nicht al-
leine, die Bürgerinnen und Bürger zu mo-
tivieren, also zwingt ihr sie jetzt einfach
dazu, Euch zu wählen« – mit solchen oder
ähnlichen Sätzen wäre mit Sicherheit zu
rechnen. Das ist ein sehr schwerwiegendes

Argument, das zur Folge hat, dass nicht zu
erwarten ist, dass eine Wahlpflicht aus der
parteipolitischen Arena heraus eingeführt
wird. Ist das das Ende der Wahlpflicht?
Nicht zwingend. Zumindest auf der Ebene
der deutschen Bundesländer gibt es durch-
aus Alternativen. Ein Blick etwa auf den
Stadtstaat Hamburg zeigt, dass sich die
Regeln rund um Wahlen auch durch direkt-
demokratische Verfahren verändern las-
sen. Das Hamburger Wahlrecht bei Bürger-
schaftswahlen mit all seinen komplexen
und komplizierten Facetten ist letztlich
über eine direktdemokratische Initiative
des Vereins »Mehr Demokratie« auf den
Weg gebracht worden.Auf diese Art aus der
Zivilgesellschaft heraus eine Wahlpflicht
zu fordern, so eine umfassende Diskussion
über die Vor- und Nachteile einer Wahl-
pflicht zu initiieren und sie dann letztlich
auch einzuführen, erscheint als eine über-
aus charmante Idee. Vielleicht ja auch für
einen Verein wie »Mehr Demokratie«?
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Die Frage, welche Relevanz der politischen
Partizipation von Zuwanderern zukommt,
ist ziemlich evident; gehört doch das Mit-
wirken und Gestalten der Bürger/innen
an politischen Entscheidungen zu den
zentralen Bestandteilen jeder Demokratie
und der Legitimation politisch Handeln-
der.

Die Zusammensetzung unserer Gesell-
schaft verändert sich rapide, die Bevölke-

rung wird immer älter und kulturell-politi-
sche Orientierungen werden aufgrund von
Zuwanderung immer heterogener. Deshalb
ist es demokratietheoretisch unausweich-
lich, über die Chancen und Hemmnisse er-
weiterter politischer Beteiligung nachzu-
denken und unterrepräsentierte Gruppen,
zu denen vor allem Zuwanderer zählen,
die bislang durch ungleiche Ausgangsposi-
tionen wie etwa mangelndes aktives wie
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passives Wahlrecht für Nicht-Eingebür-
gerte, stärker in den politischen Diskurs
einzubinden.

Denn auf die Potenziale von Zuwande-
rern bei der politischen Beteiligung kann
man, allein mit Blick auf ihre Zahl, nicht
mehr verzichten: Mit etwas mehr als 16
Millionen Menschen bilden sie ein Fünftel
der Gesamtgesellschaft in Deutschland.
Zudem sind sie jünger als die Einheimi-
schen.

Die größte Einzelgruppe stellen mit
knapp drei Millionen Menschen die türkei-
stämmigen Zuwanderer dar, auf die sich
dieser Beitrag im Folgenden vor allem kon-
zentriert. Von ihnen haben etwas mehr als

die Hälfte eine deutsche
Staatsbürgerschaft, sind
also bereits oder, auf-

grund ihres jungen Alters bald Wähler.
Dies stellt im doppelten Sinne ein enormes
Potenzial dar: Zum einen können sie künf-
tig als politische Subjekte mit ihrer Parti-
zipation die Geschicke des Landes mit be-
einflussen und Änderungen der politischen
Rahmenbedingungen herbeiführen, zum
anderen bilden sie ein Potenzial für politi-
sche Parteien, wenn diese auf ihre Bedürf-
nisse angemessen eingehen und die für sie
vordringlichen politischen Themen mit-
berücksichtigen.

Dieses Potenzial wurde lange zu wenig
berücksichtigt; aber in den letzten 10 bis
15 Jahren ist auch in Deutschland eine
deutliche Veränderung spürbar; politische
Parteien buhlen zunehmend um ihre Auf-
merksamkeit,da immer mehr Zuwanderer
durch Einbürgerung wahlberechtigt wer-
den.

Gegenwärtig beträgt beispielsweise der
Anteil der Bundestagsabgeordneten mit
Migrationshintergrund rund 5 % (35 Ab-
geordnete); der Anteil der Türkeistämmi-
gen mit 11 Abgeordneten 1,75 %. Zwar be-
trägt der Anteil der Türkeistämmigen in
der Gesamtbevölkerung rund 3,75 %; da
jedoch nur etwa die Hälfte eingebürgert
und somit wahlberechtigt ist, scheint mit

dieser Rate hinsichtlich der politischen
Repräsentation auf Bundesebene eine ver-
hältnismäßige Adäquanz erreicht worden
zu sein. Natürlich lassen sich die Interes-
sen von Zuwanderern, beispielsweise nach
mehr Arbeitsplätzen, einer besseren Wohn-
situation, ausgebauten Bildungs- und Be-
treuungsmöglichkeiten für Kinder etc. auch
von einheimischen Politikern vertreten,
weil sie sich nicht oft von denen der ein-
heimischen Bevölkerung unterscheiden.
Gleichzeitig kommt der Präsenz von Per-
sonen mit Zuwanderungsgeschichte in der
politischen Öffentlichkeit aber eine hohe
integrationstheoretische, psychologische
und symbolische Bedeutung zu; geht da-
von doch das Signal aus, dass Zuwanderer
sich zugehörig fühlen, die Gesellschaft mit-
gestalten wollen und sich nicht nur als Ob-
jekte der Politik, sondern als handlungs-
mächtige Subjekte erleben, die Kontrolle
über ihre Umwelt ausüben.Außerdem kön-
nen sie für andere Zuwanderer als Vorbil-
der fungieren und diese animieren, auch
(partei-)politisch aktiv zu werden.

Zugleich ist jedoch kritisch festzuhal-
ten, dass nichtwahlberechtigte Zuwande-
rer, deren Lebensmittelpunkt Deutschland
ist,von der Rechtswirklichkeit, etwa Steuer-
erhöhungen, genauso betroffen sind wie
alle anderen auch, ohne aber über ihr poli-
tisches Mandat an der Konstitution der
Rechtsorgane mitgewirkt zu haben bzw.
mitwirken zu können, ohne diese also
eigens legitimiert zu haben. Denn die bis-
herigen, auf kommunaler Ebene einge-
richteten Integrationsbeiräte können nur
äußerst begrenzten Einfluss auf politische
Prozesse ausüben. Deshalb ist ihre volle
Partizipation (etwa über erleichterte Ein-
bürgerung) zu wünschen und zu fordern.
Sie könnten dadurch nicht nur ihre Inte-
ressen effektiver vertreten, sondern auch
den Druck und Anreiz auf politische Par-
teien und Politiker erhöhen, sich um ihre
Belange zu kümmern.

Nach diesem kurzen theoretischen
Vorspann sollen einige empirische Daten

Potenziale nutzen
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zur Partizipation Türkeistämmiger in NRW
vorgestellt werden, wobei zum einen auf
das politische Interesse und die politische

Problemwahrnehmung und
zum anderen auf die politi-
schen Präferenzen geschaut
werden soll. Die Daten sind

im Jahre 2010 an einer repräsentativen
Stichprobe von erwachsenen Türkeistäm-
migen (N = 1.015) mittels einer Telefon-
umfrage erhoben worden.

Zum Zeitpunkt der Befragung waren
im Landtag von Nordrhein-Westfalen sechs
Abgeordnete mit türkischem Migrations-
hintergrund vertreten, davon drei in der
Fraktion DIE LINKE, einer von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und zwei von der
SPD.

Die in einer Zufallsstichprobe kontak-
tierten Türkeistämmigen wurden u.a.nach
ihrem Interesse an der deutschen und tür-
kischen Politik gefragt. Im Ergebnis zeigte
sich, dass das Interesse an deutscher Politik
etwas geringer ausgeprägt war als das an
der türkischen. So zeigten sich 45 % der Be-
fragten nur wenig an deutscher Politik inte-
ressiert; ein mittleres Interesse hatten 39 %,
ein starkes Interesse nur 16 %. Hingegen
interessierten sich für die türkische Politik
30 % stark, etwa 38 % zeigten nur ein mitt-
leres Interesse und etwa ein Drittel zeigte
wenig Interesse für die türkische Politik.

Eine genauere Analyse zeigt deutlich
die Überlappung des politischen Interes-
ses bezüglich der beiden Länder: So wiesen
60 % derjenigen,die sich für deutsche Poli-
tik stark interessierten, auch ein starkes
Interesse für die türkische Politik auf. Auf
der anderen Seite hatten 52 % derjenigen,
die ein geringes Interesse für deutsche Poli-
tik aufwiesen, auch nur ein geringes Inte-
resse an der türkischen Politik.

Im Zeitverlauf zeigt sich, dass das starke
Interesse an deutscher Politik insbesondere
von 2008 mit 9 % auf 16 % im Jahre 2010 an-
gestiegen ist, also eine weitere Politisierung
bei den ohnehin politisch Interessierten
stattgefunden hat. Doch über den gesamten

Zeitraum von 1999 bis 2010 zeigen sich
mit Blick auf das Interesse an deutscher
Politik eher wenige Veränderungen.

Im geschlechtsspezifischen Vergleich
hatten Frauen, sowohl im Hinblick auf die
deutsche als auch die türkische Politik, ein
geringeres Interesse als Männer. Mit Blick
auf das Alter erwiesen sich Jüngere an
deutscher Politik deutlich interessierter als
Ältere.

Was den Einfluss der Schulbildung be-
trifft, so hatte diese erwartungsgemäß po-
sitive Auswirkung auf das Interesse an der
deutschen wie auch an der türkischen Poli-
tik. Mit höherer Bildung ging ein größeres
Interesse einher. Dieser Einfluss war je-
doch bei der deutschen Politik stärker als
bei der türkischen.

Die gesellschaftlichen Probleme und
Nöte betreffen in der Regel Zuwanderer ge-
nau so stark wie alle anderen Bürger; den-
noch gibt es einige Felder,
in denen sie, aufgrund
unterschiedlicher recht-
licher, bildungsmäßiger
und sozialer Ausgangslagen, stärker betrof-
fen sind. Vor diesem Hintergrund ist denk-
bar, dass die Wahrnehmung und Lösung
bestimmter Problemlagen für sie dring-
licher erscheinen. Deshalb wurden die Be-
fragten gebeten, für verschiedene politi-
sche Problemlagen die Wichtigkeit ihrer
Lösung anzugeben.

Deutlich wird aus Sicht der Türkeistäm-
migen in NRW, dass für sie die Probleme
des Arbeitsmarktes – Arbeitslosigkeit und
Lehrstellenmangel –, aber auch die Ver-
besserung der Bildungschancen die höchs-
ten Prioritäten haben.Vermutlich sind sie,
durch den Strukturwandel der Region und
seine Folgen (Abbau der Schwerindustrie,
Kohlebergbau etc.) am stärksten davon be-
troffen. Aber auch Themen wie Bekämp-
fung der Jugendgewalt, Ausländerfeind-
lichkeit und Kriminalität erwiesen sich
für sie als dringliche Themen, denn zwi-
schen 98 % und 92 % beurteilten diese als
wichtig.

Parteipolitische
Präferenzen

Politische
Einstellungen
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Die Präferenz für politische Parteien
erfolgt bei Türkeistämmigen nach wie vor
weitestgehend an den wahrgenommenen
Haltungen und Programmen der Parteien
zu Fragen von Multikulturalismus, Integra-
tion, Minderheitenrechten etc., auch wenn
ein Großteil eingebürgert und de jure im
Besitz vollständiger Rechte ist. Dies prägt
die Parteibindung der Zuwanderer nach
wie vor. Während beispielsweise Aussiedler
deutlich stärker zum konservativ-bürger-
lichen Lager tendieren (aufgrund der aus-
siedlerfreundlichen Haltung der CDU), ist
bei Türkeistämmigen eine Favorisierung
des eher sozialdemokratisch-linken Lagers
festzustellen.

Diese Tendenzen verdeutlichen auch
unsere Ergebnisse aus NRW, in der den
Befragten die berühmte »Sonntagsfrage«
für die Landtagswahl gestellt wurde, und
zwar unabhängig davon, ob sie wahlbe-
rechtigt sind oder nicht.

Deutlich wird die Präferenz für »Rot-
Grün« (37 bzw. 20 %); mit knapp 6 % folgt
DIE LINKE; der CDU würden nur etwa
4 % der Türkeistämmigen ihre Stimme ge-
ben. Zugleich liegt jedoch die Rate der-
jenigen, die zu keiner Partei eine Nähe auf-
weisen bzw. nicht wählen würden oder
sich nicht festlegen können, bei knapp ei-
nem Drittel der Befragten.

Gleichwohl ist aber die ideologische
Orientierung bei fast zwei Dritteln der

Türkeistämmigen eher als »konserva-
tiv-traditionell« zu bezeichnen, wie etwa
die Analyse des Wahlverhaltens der Aus-
landstürken von Nermin Abadan-Unat
zeigt, wonach zwischen 50 % bis 70 % in
Deutschland die gegenwärtig regierende
AKP gewählt haben. Insofern bilden auch
für konservative Parteien in Deutschland
bei einer entsprechenden Ansprache und
Modifikation ihres Parteiprogramms die
Türkeistämmigen ein großes Wählerpo-
tenzial.

Wird die Parteipräferenz im Zusam-
menhang mit der Staatsbürgerschaft analy-
siert, so zeigt sich, ausgehend von einer
mangelnden Einbindung in den politischen
Prozess aufgrund der ausländischen Staats-
bürgerschaft und deshalb einem geringen
Interesse am politischen Geschehen, dass
bei den Eingebürgerten – und damit tat-
sächlich Wahlberechtigten – der Anteil der
Unentschlossenen und der Nichtwähler
niedriger ist als unter den türkischen Staats-
bürgern.

Die Schaffung rechtlicher Vorausset-
zungen erhöht also auch die politische Par-
tizipation.Will eine Demokratie ihre Legi-
timationsbasis vergrößern, so muss sie also
ein genuines Interesse daran haben, die
bisher nur zaghaft ausgeschöpften Potenzi-
ale der Zuwanderer deutlich stärker anzu-
sprechen und sie in den politischen Pro-
zess einbinden.
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